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§§ 1273, 1223 Abs. 1 BGB ist ein verpfändetes Sparbuch 
dann zurückzugeben.14

Sowohl der Anspruch aus der Sicherungsabrede als auch 
der dingliche Anspruch sind nicht bereits mit Rückgabe 
der Mietsache 2009 fällig geworden, weil die V zu die-
sem Zeitpunkt noch über durchsetzbare gesicherte For-
derungen verfügte, der Mietsicherheit also noch bedurf-
te. Die Ansprüche des K waren bei Klageerhebung 2012 
also auch noch nicht verjährt.15

Die Ansprüche des K setzen aber jeweils voraus, dass V 
die Nachzahlungsforderungen jetzt nicht mehr geltend 
machen kann. Die von V verlangten Nachzahlungen ver-
jährten jeweils in der Frist des § 195 BGB von drei Jahren 
nach ihrer Abrechnung (vgl. § 199 Abs. 1 BGB)16, also 
Ende 2010, 2011 und 2012. Bis dahin hatte V das Pfand-
recht nicht verwertet. Nach Verjährung einer gesicher-
ten Forderung kann das Pfandrecht wegen § 216 III BGB 
auch nicht mehr gemäß § 216  I BGB geltend gemacht 
werden, denn die Zahlung von Betriebskosten durch den 
Mieter ist eine wiederkehrende Leistung – auch, wenn 

14 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 12.
15 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 13.
16 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 13.

der Mieter monatlich eine Vorauszahlung erbringt, so 
dass sich nur einmal jährlich eine Nachzahlungsforde-
rung ergeben kann, die noch dazu in jedem Jahr eine 
andere Höhe hat.17 Da keine durchsetzbaren gesicherten 
Forderungen mehr vorhanden sind, verneint der Bun-
desgerichtshof auch ein Zurückbehaltungsrecht der V.18 

Das wir" allerdings die kritische Frage auf, ob die Befug-
nis der V, trotz Verjährung der gesicherten Forderung 
auf die Mietsicherheit zuzugreifen, in der Tat davon ab-
hängen soll, ob es sich um eine akzessorische Mietsicher-
heit handelt (dann § 216 BGB mit der Grenze des Abs. 3) 
oder nicht (dann § 215 BGB, der eine entsprechende Ein-
schränkung nicht enthält). Ohnehin überzeugt der As-
pekt des § 216 III BGB nicht recht: Auch wenn es sich 
nicht um eine wiederkehrende Leistung handeln sollte, 
mit der K im Rückstand war, wäre es nach dem oben he-
rausgearbeiteten Zweck des Sicherungsrechts nahelie-
gend, V die Verwertung zu versagen. Die Mietsicherheit 
schützt nicht vor der Verjährung der gesicherten An-
sprüche.

17 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 16 #.
18 BGH, Versäumnisurt. v. 20.7.2016, VIII ZR 263/14, Rn. 22.

Under Art. 22 of CERD, negotiations constitute a pre-
condition to the exercise of the ICJ’s jurisdiction. !e 
Court accordingly concludes that this requirement 
has not been satis"ed. Art. 22 thus cannot serve to 
found the Court’s jurisdiction in the present case.1

IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgien ./. Russland)

Under human rights treaties, the individuals con-
cerned, in situations of great vulnerability or adver-
sity, need a higher standard of protection; the ICJ 

 * Wissenscha"licher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Europa- und Völ-
kerrecht von Herrn Prof. Dr. Markus Kotzur, LL.M. (Duke Univ.) an 
der Universität Hamburg. 
1 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #., Rn. 183 f., Urteil und abweichende Meinungen 
abru$ar unter http://www.icj-cij.org/docket/index.php?p1=3&p2=3&
k=4d&case=140&code=GR&p3=4 (25.10.2016).

applied, contrariwise, a higher standard of State con-
sent for the exercise of its jurisdiction.2

Richter Cançado Trindade in seiner abweichenden Mei-
nung zum Urteil

Sachverhalt

Seit 1918 ist Georgien Austragungsort anhaltender Kon-
%ikte. Diese betre#en die autonomen Regionen Südosseti-
en und Abchasien und das Verhältnis der dort lebenden 
ossetischen zu der georgischen Volksgruppe. Russland 
unterstützt die ossetische Separationsbewegung,3 ins-

2 Judge Cançado Trindade, Dis. Op. to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 162.
3 Vgl. zum entsprechenden Referendum 2006 http://www.zeit.de/on 
line/2006/46/Suedossetien-Referendum (25.10.2016).

Janek Piorr*

Russland vor dem Internationalen Gerichtshof – technisches K. O. 
vor der ersten Runde Rechtsprechung Völkerrecht

Art. 36 I IGH-Statut Zur Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofs aufgrund einer Schiedsklausel in ei-
nem völkerrechtlichen Menschenrechtsabkommen.
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besondere seit Anfang der 1990er Jahre, um einem An-
schluss an die Russische Föderation Vorschub zu leisten.4

Am 08.08.2008 startete Georgien eine Militäro#ensive 
auf dem Gebiet der abtrünnigen Provinzen. Das russi-
sche Militär gri# ein und rückte bis Kerngeorgien vor. 
Es kam zu massiven Flüchtlingsströmen, bei denen so-
wohl in den Krisenregionen lebende Osseten nach Russ-
land als auch Teile der dortigen georgischen Minderheit 
in das Stammland %üchteten.5 Georgien warf Russland 
Diskriminierungen bis hin zu „ethnischer Säuberung“ 
vor.6 Am 12.08.2008 wurde ein fragiler Wa#enstillstand 
geschlossen.

Am selben Tag erhob Georgien vor dem IGH Klage gegen 
Russland. Aus völkerrechtlicher Perspektive stellte dies 
ein Novum dar – das erste Mal in der Geschichte des IGH 
sollte Russland als Partei vor dem „Weltgericht“ au"reten.

Das Verfahren vor dem IGH

Das Verfahren vor dem IGH ist in zwei Abschnitte unter-
teilt. Erhebt der verklagte Staat prozesshindernde Einre-
den („preliminary objections“), wird vor der materiellen 
Befassung gesondert über diese entschieden. Zuständig-
keitsfragen sind von besonderer Bedeutung, da das Völ-
kerrecht als Recht zwischen souveränen Staaten keine 
von vorherein obligatorische Gerichtsbarkeit kennt.7

Eine generelle Unterwerfungserklärung unter die Ju-
risdiktion des IGH nach Art. 36  II  IGH-Statut (sog. 

„Fakultativklausel“)8 hat Russland nie abgegeben.9 Dane-
ben kann die Zuständigkeit des IGH nach Art. 36 I IGH-
Statut auch durch sog. „kompromissorische Klauseln“ in 
einzelnen Völkerrechtsverträgen begründet werden.

Die Anträge der Parteien

Die Konvention zur Beseitigung jeder Form von rassisti-
scher Diskriminierung vom 21.12.1965 (CERD)10 enthält 
in Art. 22 eine solche Klausel:11

4 Eine Zusammenfassung des Kon%ikts &ndet sich bei MacFarlane, 
Eingefrorene Kon%ikte in der ehemaligen Sowjetunion - der Fall Ge-
orgien/Südossetien, OSZE-Jahrbuch 2008, 23 #., 26 #.
5 Pressemittelung des UNHCR vom 20.08.2008, abru$ar unter http://  
www. unhcr.de/no_cache/detail/artikel/artikel/un- %ue cht lings kom missar-  
in- georgien.html (25.10.2016).
6 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #., Rn. 183 #.
7 Vgl. Stein/von Buttlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Au%. 2017 (i. E.), 
Rn. 957. Näheres zum Verfahren ebd. Rn. 974 #.
8 Vgl. Herdegen, Völkerrecht, 15. Au%. 2016, § 63 Rn. 3 f.
9 Ebenso wenig China, Frankreich und die USA haben ihre Erklä-
rungen 1974 bzw. 1984 zurückgezogen.
10 Zwischen den Parteien seit 2.7.1999 in Kra"; englischer Original-
text abru$ar unter http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/
Pages/CERD.aspx (25.10.2016).
11 Vgl. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 20.

„Any dispute […] with respect to the interpretation or ap-
plication of this Convention, which is not settled by ne-
gotiation […], shall, at the request of any of the parties 
to the dispute, be referred to the International Court of 
Justice for decision […].“

Georgien warf Russland vor, P%ichten aus der Konven-
tion verletzt zu haben, durch systematische Diskrimi-
nierung der georgischen Minderheit in Südossetien und 
Abchasien durch Tötungen, Folter, Vertreibungen, De-
portationen und Enteignungen während sämtlicher Aus-
einandersetzungen seit Anfang der 1990er Jahre bis hin 
zur jüngsten Eskalation.12

Russland erhob die Rüge der Unzuständigkeit. Zum 
maßgeblichen Zeitpunkt habe kein Streit („dispute“) 
zwischen den Parteien in Ansehung der CERD bestan-
den („&rst preliminary objection“). Daneben statuiere 
Art. 22 CERD das Scheitern diplomatischer Verhandlun-
gen als Prozessvoraussetzung, die Georgien nicht erfüllt 
habe („second preliminary objection“).13

Die Entscheidung des Gerichtshofs

Nachdem der IGH einem Antrag Georgiens auf einstwei-
ligen Rechtschutz am 15.08.2008 mit knapper Mehrheit 
stattgegeben und die Parteien zur Einhaltung ihrer Kon-
ventionsp%ichten ermahnte hatte,14 erklärte er sich mit 
Urteil vom 01.04.2011 für in der Hauptsache unzuständig.

Der erste Teil des Urteils15 beschä"igt sich mit Russlands 
„&rst preliminary objection“. Der IGH de&niert einen 
„Streit“ als Meinungsverschiedenheit in rechtlicher oder 
tatsächlicher Hinsicht zwischen zwei Parteien. Anhand 
objektiver Anhaltspunkte müsse sich zeigen, dass den 
Behauptungen einer Partei durch die andere entgegen-
getreten worden sei. Der Streit müsse zum Zeitpunkt der 
Antragstellung bestehen und sich auf Rechte oder P%ich-
ten aus der CERD beziehen.16

Der Gerichtshof stellt fest, dass zwischen 1992 und 2008 
Streitigkeiten zwischen den Parteien auftraten17 und 

12 Vgl. Georgiens Applikation Instituting Proceedings of 12.08.2008, 
Rn. 81, abru$ar unter http://www.icj-cij.org/docket/index.php?p1=3&
p2=3&k=4d&case=140&code=GR&p3=0 (25.10.2016).
13  S. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 21.
14 Vgl. ICJ Order to the Request for the Indication of Provisional 
Measures of 15.08.2008, Rn. 149; s. auch die Joint Dissenting Opini-
on der gegen diesen Beschluss stimmenden Richter, die insbesonde-
re die Unzuständigkeit des IGH rügten, beides abru$ar unter http://
www.icj-cij.org/docket/index.php?p1=3&p2=3&k=4d&case=140&cod
e=GR&p3=3 (25.10.2016).
15 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #., Rn. 23-114.
16 S. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 29 f.
17 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #., Rn. 31.
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prü" eine Vielzahl o'zieller Dokumente auf einen Zu-
sammenhang des Kon%ikts mit der CERD. Weder vor 
dem Inkra"treten der Konvention im Jahre 199918 noch 
danach bis zur Eskalation des Kon%ikts19 habe ein sol-
cher bestanden.20 Einer Resolution des georgischen Par-
laments aus dem Jahre 2001, in der Russland als Partei 
eines CERD-relevanten Kon%ikts erschien, wurde keine 
rechtliche Relevanz zugebilligt, da sie von der georgi-
schen Regierung nicht bestätigt wurde.21

Erst nach Ausbruch des o#enen Krieges sei – durch den 
ö#entlichen Vorwurf des georgischen Präsidenten Saa-
kashvili, Russland begehe „ethnische Säuberung“, und 
dessen Zurückweisung durch den Russischen Außenmi-
nister – ein CERD-relevanter Streit feststellbar.22 Russ-
lands „&rst preliminary objection“ wird daher zurück-
gewiesen.23

Bezüglich Russlands „second preliminary objection“ un-
tersucht der IGH zunächst, ob Art. 22 CERD überhaupt 
eine Bedingung enthält, die vor seiner Anrufung erfüllt 
werden müsste. Es sei durchaus üblich, dass kompromis-
sorische Klauseln das Scheitern von Verhandlungen zwi-
schen den Parteien als Prozessvoraussetzung konstituier-
ten. Dies fördere die friedliche Streitbeilegung und stelle 
einen wichtigen Indikator für die Reichweite des Konsen-
ses der Staaten in Ansehung der Verp%ichtungen dar.24

Der Gerichtshof legt Art. 22 CERD im Lichte „gewöhnli-
cher Bedeutung“ vergleichbarer Klauseln aus. Die Passa-
ge „not settled by negotiation“ sei nicht nur klarstellend,25 
sondern stelle – unter Berücksichtigung der bisherigen 
Rechtsprechung – eine Prozessvoraussetzung dar.26 Aus 
der Entstehungsgeschichte ließe sich kein gegenteiliger 
Inhalt ableiten. Das Scheitern diplomatischer Verhand-
lungen vor Antragstellung sei eine zwingende Bedin-
gung für die Befassung des IGH.27 Verhandlungen wer-

18 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #., Rn. 50–64.
19 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #., Rn. 65–105.
20 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #., Rn. 105.
21 Vgl. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 71 #.; allgemein habe sich die Regie-
rung bei Weiterleitung parlamentarischer Dokumente an die UNO nie 
auf die Verletzung der CERD durch Russland bezogen, vgl. IGH, Ur-
teil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, 
S. 70 #., Rn. 89.
22  S. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 109 #.
23  S. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 114, 187.
24 Vgl. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 131.
25 Vgl. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 133 f.
26 Vgl. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 140 f.
27  S. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 147.

den als ein – über den reinen Austausch widerstreitender 
Rechtsansichten hinausgehender – Versuch einer Kon-
taktaufnahme mit dem Ziel der Lösung des gegenständ-
lichen „Streits“ de&niert.28

Vor dem festgestellten „Streit“ habe es zwischen Georgi-
en und Russland eine Reihe von Verhandlungen gegeben. 
Diese wiesen jedoch schon in zeitlicher Hinsicht nicht den 
notwendigen Bezug zur CERD auf.29 Nach dem Ausbruch 
des Streits kann der Gerichtshof – durch Obduktion ein-
zelner Dokumente und Stellungnahmen – nur gegenseiti-
ge Anschuldigungen erkennen, jedoch nicht den Versuch, 
den Streit diplomatisch beizulegen.30 Daher gibt der Ge-
richtshof mit 10 zu 6 Stimmen Russlands „second preli-
minary objection“ statt und erklärt sich für unzuständig.31

Abweichende und ergänzende Meinungen

10 der 16 Richter machten von der Möglichkeit einer vom 
Urteil abweichenden oder dieses klarstellenden Stellung-
nahme Gebrauch. Drei Richter führen aus, dass ihrer 
Meinung nach schon kein „Streit“ i. S. d. Art. 22 CERD 
vorlag. Der Inhalt der „Kriegsrhetorik“ sei zu formalis-
tisch betrachtet worden,32 es fehle der Zusammenhang 
zur CERD.33

Fünf der überstimmten Richter zeigen in einer „joint dis-
senting opinion“ auf, weshalb sie die Zuständigkeit für be-
gründet halten. Sie rügen, dass das Urteil bei der Ausle-
gung von Art. 22 CERD Aspekte außer Betracht gelassen 
habe, welche gegen eine zwingende Prozessvoraussetzung 
gesprochen hätten. Weder die vorherige Rechtsprechung 
noch die wörtliche Auslegung weise auf eine Deutung in 
diese Richtung. Da es keine entsprechende allgemeine Re-
gel gäbe, hätte die Formulierung deutlich sein müssen.34 
Außerdem hätte das Gericht die Anforderungen an vorhe-
rige Verhandlungen durch einen formalistisch-unrealis-
tischen Umgang mit dem Begri# überspannt.35 Georgien 

28 Ohne die CERD oder konkret verletzte Rechte ausdrücklich er-
wähnen zu müssen, vgl. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russi-
an Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 161.
29  S. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 170.
30  S. IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), 
I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 181 f.
31 IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #., Rn. 183 f., 187.
32 Vize-President Tomka, Declaration to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #.
33 Judge Koroma, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #.; ebenso 
das Vorliegen eines „Streits“ verneinend Judge Skonikov, Declaration 
to IGH, Urteil vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. 
Reports 2011, S. 70 #.
34 President Owada u. a., Joint Dissenting Opinion to IGH, Urteil 
vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, 
S. 70 #., Rn. 34 #.
35 President Owada u. a., Joint Dissenting Opinion to IGH, Urteil 
vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, 
S. 70 #., Rn. 50 #.
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habe die richtigerweise anzulegenden Anforderungen er-
füllt, da Russland keinerlei Verhandlungsbereitscha" ge-
zeigt, sondern Forderungen kategorisch abgelehnt habe.36

Einige Richter kritisieren, das Gericht sei bei der Feststel-
lung eines „Streits“ zu formalistisch vorgegangen,37 habe 
einzelne Dokumente zusammenhangslos betrachtet und 
andere völlig außer Betracht gelassen.38 Vielmehr sei ein 

„Streit“ in objektiver Betrachtungsweise festzustellen.39 
Im Zuständigkeitsverfahren sei es weder möglich noch 
nötig, die Behauptungen des Antragssteller gänzlich auf 
Richtigkeit zu überprüfen,40 der Gerichtshof habe die 
ihm zugedachte Aufgabe der umfangreichen Au(lärung 
(im Hauptverfahren) nicht wahrgenommen.41 Er habe 
den Beginn des „Streits“ zu einem viel zu späten Zeit-
punkt festgestellt und damit die Feststellung des Schei-
terns vorheriger Verhandlungen vereitelt.42 Der IGH sei 
von seiner bisherigen Rechtsprechung abgewichen und 
habe unnötige Hürden für seine Gerichtsbarkeit ge-
scha#en, die in Zukun" gerade Staaten mit wenig (ju-
ristischen) Ressourcen den Zugang erschweren könnte.43

Nicht nur wegen ihres Umfangs (84 Seiten zu 72 Seiten 
Urteil) sticht die „dissenting opinion“ des brasiliani-
schen Richters Cançado Trindade heraus. Nach umfas-
sender Analyse einschlägiger internationaler Rechtspre-
chung schlussfolgert er, dass neben den angewandten 
Auslegungsmethoden der kontextuale Rückbezug auf 
das Wesen der Konvention und deren Sinn und Zweck 
von entscheidender Bedeutung sei.44 Kompromissori-
sche Klauseln in menschenrechtlichen Verträgen wie 
der CERD – die in erster Linie dem Schutz von Indivi-
dualrechten dienten – stellten die e#ektive Gewährleis-
tung der Rechte durch die Möglichkeit des Erstreitens 
eines verbindlichen Urteils sicher.45 Menschenrechtsab-

36 President Owada u. a., Joint Dissenting Opinion to IGH, Urteil 
vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, 
S. 70 #., Rn. 72 #.
37 Vgl. Judge Simma, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 8 #.; 
Judge Abraham, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 24 #.
38 President Owada, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 22.
39 Judge Donoghue, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 11 f.
40 President Owada, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 8.
41 Vgl. Judge Simma, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 21.
42 Vgl. Judge Donoghue, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 
01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., 
Rn. 15 #., 21.
43 Judge Donoghue, Separate Opinion to IGH, Urteil vom 01.04.2011 
(Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., Rn. 22 #.
44  S. Judge Cançado Trindade, Dissenting Opinion to IGH, Urteil 
vom 01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, 
S. 70 #., Rn. 68.
45 Judge Cançado Trindade, Dissenting Opinion to IGH, Urteil vom 
01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., 
Rn. 192.

kommen seien sog. „living instruments“,46 deren Inhalt 
im Lichte der gegenwärtigen Gegebenheiten auszulegen 
sei.47 Zusätzliche prozedurale Voraussetzungen konter-
karierten das angestrebte hohe Schutzniveau der CERD.48 
Staatenkonsens sei für die Scha#ung einer Jurisdiktions-
klausel konstitutiv, habe auf ihre Auslegung aber keinen 
Ein%uss mehr. Eigenart und Zweck solcher Klauseln sei 
es, im Falle eines Kon%ikts die Parteien auch gegen ihren 
Willen zu binden.49 Das aktuelle Urteil gefährde, auch 
losgelöst vom Einzelfall, den e#ektiven Schutz von Men-
schenrechten durch den IGH.50

Fazit

Das Urteil zeigt in besonderer Deutlichkeit den dem mo-
dernen Völkerrecht innewohnenden Kon%ikt zwischen 
der Souveränität der Staaten und dem e#ektiven Schutz 
von Individuen auf. Ist der für den Schutz zuständige 
Staat nicht Willens oder in der Lage, ihn zu gewährleis-
ten, stellt sich die Frage, wer diese Aufgabe an seiner statt 
übernehmen kann. Neben der Übernahme durch ande-
re Staaten oder die Staatengemeinscha" („responsibility 
to protect“51) bestünde die Möglichkeit des – präventi-
ven wie repressiven – Rechtsschutz durch internationale 
Gerichte. Diese sind, mangels zwangsweiser Durchset-
zungsmöglichkeiten bindender Urteile, auf die Koopera-
tion der beteiligten Staaten angewiesen. Daher darf der 
Bogen der Gerichtsbarkeit gegen den Willen der Staaten 
auch nicht überspannt werden.

In diesem Spannungsfeld be&ndet sich der IGH zuneh-
mend in dem Maße, in dem das Individuum in den Fo-
kus des Völkerrechts rückt.52 Will er seiner Aufgabe als 

„Weltgericht“ gerecht werden, sollten die Richter in Den 
Haag mutiger über ihre Zuständigkeit entscheiden und 
zukün"ig von äußerlich formalistischen, inhaltlich aber 
kaum übersehbar politischen motivierten Urteilen Ab-
stand nehmen. Vorliegend wurde die Möglichkeit einer 
wegweisenden Grundsatzentscheidung vertan. Der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte verurteilte 
Russland auf Staatenbeschwerde Georgiens wegen Vor-

46 Eine Terminologie des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte, vgl. Stein/von Buttlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Au%. 2017 (i. E.), 
Rn. 1032.
47 Judge Cançado Trindade, Dissenting Opinion to IGH, Urteil vom 
01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., 
Rn. 167 #.
48 Judge Cançado Trindade, Dissenting Opinion to IGH, Urteil vom 
01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., 
Rn. 89 #.
49 Judge Cançado Trindade, Dissenting Opinion to IGH, Urteil vom 
01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., 
Rn. 198.
50 Judge Cançado Trindade, Dissenting Opinion to IGH, Urteil vom 
01.04.2011 (Georgia v. Russian Federation), I.C.J. Reports 2011, S. 70 #., 
Rn. 186.
51 Näheres hierzu s. Stein/von Buttlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Au%. 
2017 (i. E.), Rn. 519 #.
52 Zu dieser Entwicklung vgl. Herdegen, Völkerrecht, 15. Au%. 2016, 
§ 12 Rn. 2.


